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g e g e n

Beklagten und Revisionsbeklagten„

Der 40„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 26w September 4968 durch

Senatspräsident Dr‚ T e s m e r
— Vorsitzender _?

Bundesrichter Dr„ B r o c_k e und

Bundesrichter Dr„ B u r d e n s k i
‚

Bundessozialrichter Dr° B e r t h o l d uné

Bundessozialrichter M 6 l l e r

für Rechtgerkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 40„

November 4966 aufgehoben und der Rechtsstreit zur

erneuten Verhandlung und Entscheidung an dieses

Gericht zurückverwiesen°

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalten,
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Die Klägerin erlitt am 545 Mai 4945 in ihrem Heimatort

‚in Ostpreußen bei einem Überfall durch russische Soldaten

einen Bauch— und Beckendurchschuß aus_einer Maschinen—

pistole„ Ihre Schwester-wurde bei diesem Überfall er—

schossen; ihre Cousine gleichfalls verwundet° Die Klägerin

befand sich zwei Monate in Krankenhausbehandlung und wurde

vorzeitig entlassen°

‘Im April 4948 stellte die Klägerin Antrag auf Versorguneo

Die Fachärzte Dr„ J22133111.und Dr„ B::zzzx:g‚stellten in

ihren Gutachten vom 50„ September 4948 die Diagnosez

4„) Verwundungsnarben auf der linken Bauchseite und am

oberen Rand der linken Gesäßhälfte nach Bauchdurchschußi

2°) Erhebliche Störung der Begelblutung„ Bei der Unter—
suchung klagte die Klägerin u„a°

über Herzbschwerden mit

Anschwellen der Knöchel‚ Gehbeschwerden im rechten Ober«
schehkel und zeitweiligen<kh'clrstörungen° Mit Bescheid vom

9° März 4949 erkannte die Landesversicherungsanstalt (LVA)

Rheinprovinz‚.Außenstelle Duisburg„ das Leiden zu
4;) als

Leistungsgrund nach der Sozialversicherungsdirektive Nr° 2?

(BVD 27) an bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

‚um 50 %„ Schädigungsfolgen und Höhe der M63 wurden unverw
ändert in den Umanerkennungsbéscheidinach dem Bundesversorw

gungsgesetz (BVG) vom 54„ März 4952 übernommen° Die Kläge—
rin schrieb am 54° Mai 4952 an das Versorgungsamt (Versorgßj

Duisburg: ”Mein jetziger Gesundheitszustand berechtigt

meiner Meinung nach nicht mehr zu dem weiteren Empfang der

Rente; Ich bitte? sie deshalb nicht mehr zu
zahlen°

Die Benténzahlung wurde darauf mit Ende Juni 4952 einge4

stellt“

H

Mit Schreiben vom 5„ September 4962 beantragte die Klägerin‘

die LeidensbezeiChnung zu ergänzen° Prof° Dr° B:■:xtzz“habe

bei einer Röntgenuntersuchung der Nieren Splitter in der

linken Hälfte des Unterleibes festgestellt„ In dem fach»
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ärztlichen Befundbericht vom 49„ Oktober 1962 beschrieb

Prof° Dr° BIIIKIII‚ Chefarzt der inneren Abteilung des

St° Elisabeth—Krankenhauses in GZII
.„„

eine läbile

Hypertonie mit Blutdruckwerten um 200/440 mm Hg; eine

renale Genese sei nicht ausgeschlossen" Zur Klärung der

Ursache dieser Hypertonie habe er der Patientin geraten‚

eine stationäre Beobachtung durchführen zu lassen° Das

VersorgA zog weitere Befundberichte
von Dr„ OCZIIKb Frau

Dr„ sz■r9 Dr„ KÜIIL und Dr° M■■■if N;:i bein Der Facharzt
für innere Krankheiten Dr° G;Iitjx„führte in seinem Gut—

achten vbm 22„ November 1962 aus? die Narben seien unver—

ändert geblieben„ Zusätzlich sei ein etwa hirsekorngroßer

Stecksplitter in den Beckenweichteilen festgestellt worden;

hierdurch werde eine zusätzliche MdB nicht bedingt„ Zeichen

einer nervösen Übererregbarkeit seien in der Persönlich—

keitsstruktur der Beschädigten begründet° Die festgestellte

Blutdrucksteigerung (in Ruhe485/420 mmHg) sei höchst—
wahrscheinlich essentieller Natur und konstitutionsbedingt„

Ferner beständen als Nichtschädigungsleiden eine leichte

Verschiebung des 5„ Lendenwirbelkörpers (LWK) gegenüber dem

4„ Secrelwirbel und leichte spondylarthrotische Veränderun—

“gen„ Diet bisherige MdB von 30 % sei als ausreichend anzu—
sehen° Mit Bescheid vom 42° Dezember 4962 ergänzte das

VersorgA Duisburg die Leidensbezeichnung um "winziger Steck

splitter in den Beckenweichteilenlinks‘■° Der Klägerin

wurde die Rente nach einer MdE um 50 % wieder gewährt°

Im Vorverfahren machte die Klägerin geltend‚ der Steck—

splitter in den Beckenweichteilen links bedinge oft eine'

solche Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit, daß sie nahe—

zu dienstunfähig sei° Zugleich bat sie um Erstattung der

Unkosten für die ärztlichen'Untersuchungen9 die zur Fest—

stellung des Splitters geführt hätteno Der Versorgungsarzt

Dr„ K;■gj_äußerte in einer Stellungnahme vom 42„ März 1963‘)

der winzige Metallsplitter sei reizlos in die linksseitigen

Beckenweichteile eingeheilt und könne nicht als Ursache
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.der angegebenen Beschwerden sein° Die vorgelegten Rechnungen

von Prof Dr B31; ? und des St. Elisabeth Krankenhaus es

bezögen sich auf Nicht— —Versorgungsleiden„ Duich weiteren

Bescheid vom 50 April 4965 lehnte das VersorgA Duisburg die

Erstattung der Heilbehandlungskosten in Höhe von 270350 DM

ab: Die Voraussetzungen des 5 40 Abs° 4 BVG seien nicht er—

füllt„ die Kosten seien ausschließlich für die Behandlung

von Nichtschädigungsfolgen entstanden.) In weiteren vers rw

gungsärztlichen Stellungnahmen vom 47„ September 4965 und

20„ Dezember 4965 schlossen sich Dr° Hnrxr und Dr„ Sil■■

der Auffassung von Dr° Kt■ü■.an„ Die Widersprüche der

Klägerin hatten keinen Erfolg (Bescheide des Lan.desversorw

gungsamtes —lVers orgA — Nordrhein vom 2 Dezember 4965 und

24„ Januar 4964)° '

'Das Sozialgericht (SG) hat beide Streitsachen zur gemein—

’ samen Verhandlung und Entscheidung verbunden (5 445 Abs° 4
des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—) Auf Anordnung des SG ‘

wurden Gutachten von dem Facharzt für innere Krenkheiten

Dr° K““““”r5 and dem Facharzt für Orthopädie Dr K■■i■■

eingeholt° Dr° K1113231 äußerte in seinem Gutachten vom
25„ November 4964‚ als Versorgungsléiden komme ausschließ—

lich der Zustand nach Bauch— und Beckendurchschuß mit reizw

losen Narben an der linken BauGhseite und an dem oberen Rand

des linken Gesässes sowie mit multiplen winzigen Steck—

splittern der Beckenwéichteilé links. in Betracht° Eine

kriegsbedingte Schädigung an der Lehdenwirbelsäule (DWS)

sei mit Sicherheit zu verneinen; bei der Klägerin liege

eine anlagebedingte Spondylolisthesis (Hirbelgleiten) voru
Die Untersuchungen bzw„ Behandlungen bei Prof„ Dr„ ngjgjj■

‚
seien aus der Sicht des Bundesversorgungsgesetzes nicht

notwendig gewesen° Seitens ihraaKB—Leidens sei die Klägerin

in ihrem Beruf als Volksschullehrerin in keiner Weise be—

einträchtigt° Eine Bewertung der Schädigungsfolgen mit 50 %

sei nur bei sehr wohlwollender Betrachtung gerecht»

fertigt„
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Der Sachverständige‘Dr„ K::II: führte in seinem Gutachten

vom 24„ Mai 4965 aus; der Einschuß der KB—Verletzung liege

ca° drei Querfinger vom
Sitz der Beschüerden entfernt°

Innerhalb des Schußkanäls liege ein ca} hanfkorngroßer

Metallsplitter in der Mitte von mehreren ca} stecknadel—

kopfgroßen Netallsplitterschatteno lm Schmerzbereich‚ d,h„

im Bereich des 5° Lendenwirbels und 4„ Kreu2beinwirbels‚ .

ließen sich röntgenologisch ein ausgeprägtes Wirbelgleitena

außerdem eine Spondylolysenachweisen° Erfahrungsgemäß sei

ein solches Wirbelgleiten immer anlage—„dä° schicksals—

bedingt und nie durch ein Trauma ausgelöst! Ein zusammen—'

hang der derzeitigen Beschwerden mit dem Kriegsereignis

sei nicht anzunehmen„

Durch Urteil vom 44„ Januar 4966 hat das SG Duisburg die—
Klage abgewiesen° Es hat seiner Entscheidung die Gutachten

Dr° G■iäjin„ Dr° K■x■xztz und Dr„ Ktntrz zugrunde gelegt„

Im Berufungsverfahren hatte das Landessozialgericht (LSG)

am 20„ Juli 4966 die Beiziehung eines Sachverständigengut—

achtens zur Frage der Bluthochdruckerkrankung angeordnet°

Mit der Erstattung des Gutachtens wurde Priv„ Doz° Dr° B::nr- zßl

Klinikum. Essen der Universität Münster„ beauftragt? Die

Einholung eines gynäkologischen Zusatzgutachtens wurde an—
heimgestellt„ Am 8„ Oktober 4966 sandten die Städtischen

Krankenanstalten‚ Klinikum Essen der Medizinischen Fakul—
tät der Universität Münster, die Akten unerledigt zurück‚
” da wir Frau T„ 2mal zu einer gutachterlichen Untersuchung

einbestellt haben und sie diese Termine nicht einhielt"° Das

LSG beraumte Termin zur mündlichen Verhandlung auf den 40„

November 4966 an° Die Klägerin wurde laut Postzustellungs—

urkunde am 48° Oktober 4966 geladen° Am 9„ November 4966.

meldete sich Rechtsanwalt H;:rtzrn.als Prozeßbevollmächtigter

der Klägerin mit dem Versprechen? schriftliche Vollmacht
nachzureichen° Er bat um Verlegung des Termine vom 400

November 4966 auf Dezember 49663 In den
nächsteanagen sei

er durch Strafverteidigungen stark in Anspruch genommen‚

so daß ihm eine Bearbeitung der Sache vor dem Termin nicht
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möglich sei„ In der mündlichen Verhandlung vor dem LSG war
für die Klägerin niemand erschienen° '

' !

Das LSG Nordrhein—Westfalen hat die Berufung der Klägerin

durch Urteil vom 40„ November 1966 zurückgewiesen; es hat

die Revision nicht ngelassen° In den Entscheidungsgründen

ist vornehmlich ausgeführt‚ zu einer Vertagung habe ein
hinréiohender Grund nicht bestanden„ Der von Rechtsanwalt

H:;In::i gestellte Vertagungsantrag sei prozeßrechtlich

schon deshalb ohne Wirkung‚ weil die Prozeßvollmacht dem

Gericht nicht spätestens bis zur Verkündung der Entschei—

dung eingereicht worden sei (5 75 Abs° 2 SGG); Mit dem am

Tage vor dem Termin eingegangenen Schriftsatz seien außerdem

keine erheblichen Gründe mitgeteilt worden? die eine Aufhe»

bung oder Verlegung des Termins rechtfertigen könnten„ Die
Klägerin habe im Laufe des Berufungsverfahrens hinreichend

Zeit und Gelegenheit gehabt sich zur Sache zu äußern und

rechtzeitig vor dem Termin einen Vertreter zu beauftragen

Dem sachlichen Begehren auf Anerkennung der Veränderungen

an der Wirbelsäule als weitere Schädigungsfolge könne nicht

entsprochen werden-„ Dies folge nicht nur aus den versor—
gungsärztlichen Beurteilungen des Dr G;ini:;„ Dr„ KJILÜ„UHÖ

Dr° H"""""""""""sondern sei auch die Auffassung der im ersten

Rechtszuge gehörten Sachverständigen Dro K::nnn“und Dr°

K■■jj■j■ß Die Ursache der geklagten Beschwerden sei aus—
schließlich in dem anlagebedingten Wirbelgleiten (Spondyloe

listhesis) zu erblicken° Eine hierdurch bedingte berufliche

Benachteiligung scheide für die Bewertung aus„ Die Blut—

druckerhöhung als sogenannte„ essentielle Hypertonie könne

nach den innerfachärztlichen Gutachten von Dr° 6313123 und

Dr° Kijiji 1 ebenfalls nur als anlagebedingte Erkrankung

beurteilt werden° Die Prüfung der Frage‚ ob der Bluthochm
druck als Streßfolge

zu gelten habe? sei entgegen der Beweis
anördnung des Senats nicht restlos möglich gewesen$ weil

die Klägerin sich trotz Aufforderung dureh den vom Gericht

bestellten Sachverständigen nicht zu der erforderlichen
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Untersuchung eingefunden habe° Insoweit habe die Klägerin

die Folgen der mangelnden Sachaufklärung und der objektiven

Beweislosigkeit zu tragen„ Die NdE für die anerkannten

Schädigungsf01gen sei nach allen hierüber v0rliegenden

ärztlichen Gutachten mit 50 % ausreichend bemessen° Eine

Erstattung der Kosten für die Untersuchung durch Prof° Dr°

B trrnn■:sei von_dem Beklagten zu Recht abgelehnt werden9

da es sich hierbei nicht um Schädigungsfolgen gehandelt

habe„

Gegen dieses am 5„ Dezember 4966 zugestellte Urteil hat

die Klägerin mit Schriftsatz vom 29° Dezember 4966„ beim

Bundessozialgericht (BSG) eingegangen am 50° Dezember 4966‚

Revision eingelegt und beantragt7

den Beklagten unter Abänderung des angefochtenen

Urteils zu verurteilen‚ das Wirbelsäulenleiden

als zusätzliche Schädigungsfolge anzuerkennen und

ihr die Kosten für die Behandlung des Prof° Dr„

'Binztnxn'zu erstatten„

Im Schriftsatz vom 5„ März 4967 beantragt die Klägerin

hilfsweise,

das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen

zurückzuverweisen°

Die Klägerin hat die Revision innerhalb der bis zum 5° März

4967 verlängerten Begründungsfrist mit Schriftsatz vom 5.

März 4967, beim BSG eingegangen am 6° März 4967 - der 5„

März 4967 war ein Sonntag — begründet° Auf diesen SChriftw

satz wird Bezug genommen° Sie rügt eine Verletzung der

55 405, 406, 428 SGGund trägt dazu vor‚ der Sachverhalt‚
der dem LSG im Zeitpunkt seiner Entscheidung bekannt war,
hätte dieses zu weiteren Ermittlungen zwingen müssen" Das

_ g _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

Gutachten des Orthopäden Dr. KZIIIÜ sei widerspruchsvoll,

da dieser zunächst von dem angeblichen Erfahrungssatz aus—

gegangen sei‚ daß ein Wirbelgleiten immer ahlagebedingt sei‚

„dann aber eingeräumt habe, daß ein breitflächig einwirkendes

Trauma "theoretisch" zu einer Dislokation von Wirbeln führen

könne° Offenbar habe bei der Klägerin eine stumpfe Geschoß«

einwirkung stattgefunden. Das LSG hätte zur Klärung dieser

.Fragen einen_8achverständigen für die Geschoßeinwirkung von

Maschinenpistolen heranziehen müssen. Ferner wäre es geboten
gewesen;

vor Einholung der Gutachten von Dr° Kili■l.und

Dr. Klt■ttt■ die von der Klägerin erwähnten amtsärztlichen

Gutachten aus den Jahren 4948, 1949 und 4955 beizuziehen„

Hinsichtlich der Blutdrucksteigerung spreche das angefochten

Urteil selbst aus, daß eine weitere Sachaufklärung notwendig

gewesen sei° Die Auffassung des Internisten Dr„ K311113i'2u

dieser Frage sei nicht überzeugend° Den Untersuchungstermin

im Klinikum Essen — sie habe nur ging,Aufforderung des medi»
zinischen Sachverständigen erhalten + habe sie infolge der

besonderen Notwendigkeiten des örtlichen Schuldienstes ver—
säumen müssen„ Der Schulleiter habe ihr im Anschluß an die

Ferien keinen Urlaub bewilligen dürfeng'dies hätte nur nach
einem schriftlichen Gesuch durch die Regierung geschehen

können° Die Ladung zur Untersuchung habe sie jedoch so
kurzfristig erhalten, daß dafür keine Möglichkeit bestanden

habe Nach Erhalt der Auff%£nerung habe sie sich sofort mit

Schreiben vom 6
Septemben/bei

dem Direktor der S ädtischen

Krankenanstalten in Essen entschuldigt„ Die Gründe für ihr

-Fernbleiben hätten vom LSG geklärt werden müssen„ Auch habe

> das LSG bei-der Beurteilung des ursächlichen Zusammenhanges

ihrer Leiden mit den Kriegsereignissen das Gesetz verletzt„
‘Weitere internistische und orthopädiSche Gutachten‚ evtl„

auf ihre Kosten, seien erforderlich„

Der Beklagte hat in der mündlichen Verhandlung keine

Anträge gestellt"

_ 9 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9__

Wegen seines Vorbringens im einzelnen wird auf seinen

Schriftsatz vom 2° August 4967 verwiesen°

Die Klägerin hat die Revision frist— und formgerecht

eingelegt und begründet (55'464‚ 466 SGG)° Da das LSG die
Revision nicht nach 5 462 Abs° 4 Nr° 4 SGG zugelassen hat‚

findet sie nur statt‚ wennein wesentlicher Mangel des Ver—.

fahrens gerügt wird und vorliegt (5 462 Abs° 4 Nro 2 SGG)

oder wenn bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammen—

hanges einer Gesundheitsstörung oder des Todes mit einer

Schädigung im Sinne des BVG das Gesetz verletzt ist (g 462

Abs° 4 Nr„ 5 SGG)° Die Klägerin rügt in mehrfacher Hinsicht

eine Verletzung der 55 405‚ 406‚ 428 SGG° Werden mehrere
Verfahrensmängel gerügt7 so genügt es$ wenn einer dieser

Verfahrensmängel vorliegt° In einem solchen Falle kommt

es für die Statthaftigkeit der Revision nach 5 462 Abs„ 4

\Nr„ 2 SGG nicht mehr darauf an‚ ob auch die übrigen Rügen

durchgreifen (siehe dazu BSG in SozR SGG % 462 Nr„ 422)°

Die Klägerin rügt zutreffend als Verfahrensmangel eine Ver“

letzung des 5 405 SGGO

Nach 5 405 SGG erforscht das Gericht den Sachverhalt von

Amts wegen; es ist an das Vorbringen und die Beweisanträge

der Beteiligten nicht gebunden (5 405 Satz 2 SGG)° Über

den Umfang der für die Erforschung_des Sachverhalts not—

wendigen Maßnahmen entscheidet der Tatrichter im Rahmen

seiner Pflicht‚ den Sachverhalt von Amts wegen aufzukläreno

Für die Frage? ob das LSG diese Pflicht nicht erfüllt und

dadurch @ 405 SGG verletzt hat‚ kommt es darauf an9 ob der

Sadmerhalt„ wie er dem LSG im Zeitpunkt seiner Urteils—

fällung bekannt gewesen ist‚ von dessen sachlich—recht-

lichem Standpunkt aus zur Entscheidung des Rechtsstreits

ausreichte oder ob er das LSG zu weiteren Ermittlungen

hätte drängen müssen (BSG in SozR SGG 5 405 Nr° ? und

S 462 Nr° 20)° Das Berufungsgericht ist ersichtlich davon

ausgegangen, daß die Frage7 ob die.Blutdruckerhöhung eine

„ 40 _
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Schädigungsfolge ist‚ noch weiterer Untersuchung und

Beurteilung durch medizinische Sachverständige bedurfte°

Insoweit kann auf die ausführliche Beweisanordnung vom

20° Juli 1966 mit der Beauftragung des Priv„Doz„ Dr„ B::I

'zur Erstattung eines internistis0hen Gutachtens « erforder»

lichenfalls nach Einholung eines gynäkologischen Zusatz—

gutachtens — verwiesen werden° In den Urteilsgründen wird

überdies hervorgehoben„ daß die Prüfung der Frage„ ob der

Bluthochdruck als Stréßfolge und damit als Schädigunge—

leiden zu gelten habe, restlos nicht möglich gewesen sei‚

weil die Klägerin sieh entgegen der Aufforderung des vom
Gericht bestellten Sachverständigen nicht zu der hierfür

erforderlichen Untersuchung eingefunden habe° Die Städtische

Krankenanstalten — Klinikum Essen der Medizinischen Fakultät

der Universität Münster ; hätten zwar mit Schreiben vom 80

Oktober 4966 die Akten unerledigt zurückgesandt‚ “da wir

Frau T„ 2mal zu einer gutachterlichen Untersuchung einbe—

stellt haben und sie diese Termine nicht einhielt“? Aus

diesem Schreiben ist jedoch nicht ersichtlich‚ ob die Klägeu

rin der Untersuchung unentschuldigt ferngeblieben war oder

ob sie sich rechtzeitig entschuldigt hätte„ Die Klägerin

hatte im Verfahren vor dem LSG mit Schriftsatz
vom 280

April 4966 ihren Antrag‚ noch ein weiteres Gutachten von
Amts

wegen einzuholen‚ eingehend begründet° Wenn die Klage“

rin gleichwohl zu der angeordneten Untersuchung nicht er«
schien9 obwohl sie nach genauer Därlegung ihrer Erlebnisse

und Beschwerden um die Einholung eines Gutachtens gebeten

hatte‚ mußte das LSG die Möglichkeit in Erwägung ziehen‚'

daß die Klägerin
aus entschuldbaren Gründen den Untersuchung

termin versäumt hatte° Dabei kann es dahinstehen$ ob die
Klägerin ihre Verhinderung auch unmittelbar dem LSG mit—
teilen mußte; wenn das Gericht die Aufforderung zu dem
Untersuchungstermin dem Sachverständigen überliéß‚ dann mußt

es aus der Sicht der Klägerin genügen9 wenn sie sich bei
dem Sachverständigen entschuldigte„ ' .

Das Berufungsgericht war daher verpflichtet, den Sachverhalt
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insoweit aufzuklären„ Dazu hätte es genügt, wenn das

LSG der Klägerin eine Abschrift des Schreibens der

Städtischen Krankenanstalten Essen vom 8° Oktober 4966

übersandt hätte mit der Aufforderung‚ sich hierzu zu
äußern und etwaige Hinderungsgründe anzugeben„ Diese

Verpflichtung bestand um so mehr‚da das BVG in 5 65 Abs°
4 Satz 2 ausdrücklich vorschreibt‚ daß eine Versorgungs—’

rente nur dann entzogen werden kann‚ wenn ein Versor—

'gungsberechtigter ”ohne triftigen Grund“ einer schrift—

lichen Aufforderung zum Erscheinen zu einer ärztlichen

Untersuchung nicht nachkommt° Nur eine gruhdlose Weige—

rung des Beschädigten soll der Versorgungsverwaltung die

Handhabe geben9 ohne Vorliegen eines neuen ärztlichen

Gutachtens die gewährten Versorgungsbezüge herabzusetzen

oder gänzlich zu
entzieheno Die erwähnte Vorschrift ist

hervorgegangen aus 5 58 des Reichsversorgungsgesetzes-

(RVG) idF des Ersten Gesetzes zur Abänderung des RVG und

anderer Versorgungsgesetze vom 22° Juni 4925 (RGBl I 5433

dort als neuer Abs° 5 zu 5 57 RVG bezeichnet)„ Vorausge—

gangen waren bereits die ähnlichen Vorschriften des 5 606

der Reichsversicherungsordnung (RVG) aF und des 5 23 Abs„

2 des GewcrbeunfallversicherungsgesetZes —GewUVG—(BSG 209

466 : SozR BVG @ 65 Nr° 4)„ Als ”triftiger Grund” im Sinne

dieser früheren gesetzlichen Regelungen sind ua Umstände in
der Person und den Familienverhältnissen des Beschädigten„

zoB° Unabkömmlichkeit im Geschäft‚ zu Hause‚ eigene Erkran—

kung oder Erkrankung von Angehörigen angesehen worden (siehe

Arendts‚ Komm° zum RVG‚2° Aufl° 49299 Anm„ 5 zu 5 58, S„

520‚ mit Verweisung auf Anm° 4 zu 5 49‚ 8° 87/88; vgl° auch
5 49 RVG; Nichtbefolgung einer die Heilbehandlung betreffen“

den Anordnung ohne gesetzlichen oder sonst triftigen Grund;

Ausführungsbestimmungen zu 5 6 RVG vom 46° November 49209

BGBl S„ 4907: Beaufsichtigung der Kinder„ Aufrechterhaltung

des Géschäftsbetriebes)° Reicht aber bereits die Unabkömm«

lichkeit im Geschäft oder zu Hause — zwecks Beaufsichtigung

von Kindern — aus‚ dann muß das gleiche bei einer Volks—

schullehrerin gelten‚ die keine Möglichkeit hat‚ rechtzeitig

\
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und ordnungsgemäß

um Befreiung vom Schuldienst nachzusuchen°

Daß die-Klägerin durch die besonderen Verhältnisse im Schule

dienst verhindert war‚ zur Untersuchung zu erscheinen‚ hat

sie in der Revisionsbegründung gerügt und ohne Vorbringen

neuer Tatsachen in ihrem Schriftsatz vom 20° März 4967

unter Beweis gestellt" An die Aufklärungs— und Sorgfalts—

pflicht im gerichtlichen Verfahren können keine geringeren

Anforderungen gestellt werden als im Verwaltungsverfahren°

Das Berufungsgericht wurde seiner Pflicht zur Aufklärung

nicht dadurch enthoben, daß die Klägerin ihrerseits den

Rechtsstreit verzögerlich geführt und erst unmittelbar

vor dem Termin zur mündlichen Verhandlung einen Rechtsan—

walt als Prozeßbevollmächtigtén beauftragt hatte? so daß

dieser weder eine Prozeßvollmacht einreichen noch die Sache

ordnungsgemäß bearbeiten oder im Termin erscheinen konnte°

Sollte sich das LSG auf 5 406 Abs„ 2 letzter Halbsatz SGG
gestützt haben‚ wonach der Rechtsstreit möglichst in einer

mündlichen Verhandlung erledigt werden soll„ so hat es über“

sehen‚ daß 5 106 Abs„ 2 SGG am Anfang ausdrücklich vor—
schreibt‚ daß der Vorsitzende “bereits ygr der mündlichen
Verhandlung" alle Maßnahmen zu treffen hat‚ die notwendig

sind‚ um die Erledigung in einem Termin zu gewährleisten°

Dazu hätte‚ wie oben ausgeführt‚ eine einfache Anfrage an
die Klägerin unter Übersendung einer Abschrift des Schrei—

bene der Städtischen Krankenanstalten Essen vom 8„ Oktober

1966 genügtÖ—sich zu ihrem Fernbleiben von dem zweimal engew
ordneten Untersuchungstermin zu äußern°

Bedenkenkönntenallerdings deshalb bestehen‚ weil die
Klägerin in ihrem Revisionsantrag nur beantragt hat, neben

der Kostenerstattung für die Behandlung bei Profo Dr„

B’Il.”:“;;‘.'.'SI.".'.T.Z‘.'.'.'.'IJ.TLZZda 8 Wi rb e1 sau 1enl ei den
‚

ni cht j edo 0h da s Blu t -—
hochdruckleiden als zusätzliche Schädigungsfolge anzuer—
kennen.° Der Senat ist jedoch daVon ausgegahgen‚ daß-es

sich hierbei um ein unschädliches Versehen handelt„ Bereits
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in dem Urteil des LSG ist ein besonderer Antrag der

Klägerin nicht besonders kenntlich gemacht„ Lediglich der

Antrag des Beklagten auf Zurückweisung der Berufung ist

besonders formuliert und abgesetzt° Aus dem Tatbestand“

und den Entscheidungsgründen des Berufungsurteils geht

jedoch hinreichend deutlich hervor‚ daß das Begehren

der Klägerin richtig verstanden und auch ihr Antrag auf

zusätzliche Anerkennung eines Hochdruckleidens geprüft

und entschieden werden ist (5 156 Abs„ 2 Satz 2 SGG)„ Die

Bewoisanordnung des LSG vom 20° Juli 4966 bezog sich über»

hnupt nur auf die Prüfung der Bluthochdruckerkrankung„

Die Re*isionsbégründung läßt unter Ziffer 4 keinen Zweifel9

daß auch der Anspruch auf Anerkennung des Hochdruckleidens

weiter verfolgt werden soll° Eine der Revisionsrügen be—

zieht sich gerade auf die Nichtausführung der Beweisen—

ordnung vom 200 Juli 4966 und die Nichtanerkennung der
Bluthochdruckerkrankung° Dieser Anspruch der Klägerin war

somit in die Nachprüfung miteinzubeziehen und zum Gegen-

stand des Revisionsverfahrens zu machen;

Da das LSG seiner Pflicht zur Aufklärung des Sachver—

halts nicht nachgekommen ist und es unterlassen hat9

rechtzeitig vor der mündlichen Verhandlung die dafür

notwendigen Mäßnahmen zu treffen‚ hat es 5 105 SGG ver—

letzt° Hierin liegt ein wesentlicher Mangel des Ver—

fahrens im Sinne des % 462 Abs„ 1 Nr° 2 SGG7 so daß die

Revision statthaft ist“ Sie ist auch begründet‚ denn es

ist nicht auszuschließen‚ daß das LSG ohne den oben be—

zeichneten Verfahrensmangel das von ihm für erforderlich

gehaltene fachärztliche Gutachten eingeholt hätte und als—

dann hinsichtlich der Gesamtbeurteilung zu einem für die
Klägerin günstigeren Ergebnis gekommen wäre° Das ange—

fochtene Urteil war somit aufzuheben° mangels ausréi—
chender Feststellungen konnte eine Entscheidung in der Sache

nach dem Hauptantrag der Klägerin nicht ergehen? vielmehr

mußte die Sache entsprechend dem Hilfsantrag der Klägerin
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an die Vorinstanz zurückverwieeen werden (@ 170 Abe„ 2

Satz 2 SGG)„ Auf die weiter gerügten Verfahrenemängel

kam es bei dieser Rechtslage nicht an‚

Die Kostenentscheidung mußte dem abschließenden Urteil

vorbehalten bleiben„
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